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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 SF 5083/04 ER
Datum 02.07.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 B 1/05 KR ER
Datum 14.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Landshut vom 02.07.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der Antragsteller trÃ¤gt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens.
III. Der Streitwert wird auf 5.908,00 EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller wendet sich gegen eine Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in HÃ¶he von 17.726,01 EUR aufgrund einer
BetriebsprÃ¼fung.

Der Antragsteller ist Inhaber eines FriseurgeschÃ¤fts, in welchem die
Antragsgegnerin am 26.08.2002 eine BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r den Zeitraum
01.01.1998 bis 31.05.2002 durchfÃ¼hrte. Mit Bescheid vom 20.12.2002 forderte
die Antragsgegnerin GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r den PrÃ¼fzeitraum
Ã¼ber 17.726,01 EUR mit der BegrÃ¼ndung nach, der Antragsteller habe nicht den
Lohn fÃ¼r seine Arbeitnehmer gezahlt und verbeitragt, der nach allgemein-
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verbindlich erklÃ¤rten TarifvertrÃ¤gen zu zahlen gewesen wÃ¤re. Ein hiergegen
gerichteter Widerspruch blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 03.02.2004).
Dagegen hat der Antragsteller Klage vor dem Sozialgericht Landshut erhoben (Az.:
4 SF 5042/04).

Einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung des
Beitrags-/Nachforderungsbescheids lehnte die Beklagte unter dem 19.03.2003 ab,
weil weder Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit der angegriffenen Entscheidung noch
unbillige HÃ¤rten aus der Vollziehung des Abgabenbescheides ersichtlich seien.

Gleichzeitig mit der Klage vom 04.03.2004 hat der Antragsteller beantragt, im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren die Vollziehung des Beitragsbescheides
auszusetzen. Der Antragsteller sei Ã¼berschuldet, die wirtschaftliche Existenz sei
bei einer Vollstreckung der Beitragsnachforderung bedroht. Eine Finanzierung der
streitigen Forderung aus laufenden Einnahmen sei nicht mÃ¶glich, eine
Fremdfinanzierung habe die Hausbank des Antragstellers abgelehnt. Dagegen hat
die Antragsgegnerin eingewandt, wirtschaftliche HÃ¤rten kÃ¶nnten bei der
Entscheidung Ã¼ber Stundung und ZahlungsmaÃ�nahmen berÃ¼cksichtigt
werden.

Mit Beschluss vom 02.07.2004 hat das Sozialgericht Landshut den Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz abgelehnt mit der BegrÃ¼ndung, die gesetzlichen
Voraussetzungen fÃ¼r eine Aussetzung der Vollziehung des
Beitrags-/Nachforderungsbescheides seien nicht erfÃ¼llt. Ernstliche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit der Verwaltungsentscheidung bestÃ¼nden nicht. Nach der
Rechtsprechung zum sog. Phantomlohn mÃ¼sse der Beitragserhebung nicht das
zugeflossene, sondern das geschuldete Arbeitsentgelt zugrunde gelegt werden.
Dies habe die Antragsgegnerin getan, so dass keine ernsthaften Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit der Entscheidung bestÃ¼nden. Das Ã¶ffentliche Interesse an der
Vollziehung der Beitragsnachforderung Ã¼berwiege.

Dagegen hat der Antragsteller Beschwerde eingelegt und sich auf sein Vorbringen
im Antragsverfahren vor dem Sozialgericht bezogen. ZusÃ¤tzlich hat er geltend
gemacht, durch die Vollstreckung wÃ¼rde ihm die GeschÃ¤ftsgrundlage entzogen.
Seit 01.01.2003 sei bei EinmalbezÃ¼gen auf den Zufluss abzustellen.

Die Antragsgegnerin hat demgegenÃ¼ber auf die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts vom 14.07.2004 zur BerÃ¼cksichtigung des Phantomlohns
hingewiesen.

Der Antragsteller beantragt, den Beschluss des Sozialgerichts Landshut vom
02.07.2004 aufzuheben und die Vollziehung des Bescheides vom 20.12. 2002 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 03.02. 2004 bis zu einer Entscheidung in
der Hauptsache auszusetzen.

Die Antragsgegnerin beantragt, die Beschwerde des Antragstellers gegen den
Beschluss des Sozialgerichts Landshut vom 02.07.2004 zurÃ¼ckzuweisen.
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Das Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen (VerfÃ¼gung vom
09.09.2004).

II.

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde (Â§ 172, 173, 174
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. Der Beschluss
des Sozialgerichts Landshut vom 02.07.2004 ist rechtmÃ¤Ã�ig, die aufschiebende
Wirkung der Anfechtungsklage gegen den Bescheid vom 20.12.2002 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 03.02.2004 ist nicht an- zuordnen.

Zur BegrÃ¼ndung wird auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts
Bezug genommen; der Senat sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab. ErgÃ¤nzend ist der Antragsteller auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vom 14.07.2004 hinzuweisen (Urteile B
12 KR 1/04 R; B 12 KR 7/04 R; vgl. auch B 12 KR 10/02 R). Danach ist bei dem sog.
Phantomlohn, also dem tariflich geschuldeten, aber tatsÃ¤chlich nicht gezahlten
Arbeitsentgelt, der Tariflohn zu verbeitragen. Zutreffend wird dies mit dem
sicherzustellenden Schutz aus einem sozialrechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
begrÃ¼ndet. Dieser kann in FÃ¤llen der Nichtzahlung von tariflich verbindlich zu
zahlendem Urlaubs- bzw. Weihnachtsgeld nur durch eine vorausschauende
Betrachtung sichergestellt werden, so dass auch in diesen FÃ¤llen ab
BeschÃ¤ftigungsaufnahme Versicherungspflicht besteht, falls im Jahresdurchschnitt
die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze Ã¼berschritten wird. Das vom Antragsteller geltend
gemachte Zuflussprinzip kÃ¶nnte diesen Schutz nicht ausreichend sicherstellen, so
dass auf das Entstehungsprinzip zurÃ¼ckzugreifen ist. Deshalb sind auch BeitrÃ¤ge
aus tariflich geschuldeten Einmalzahlungen abzufÃ¼hren. Es erscheint deshalb
nicht geboten, die Vollstreckung der strittigen Verwaltungsentscheidung
auszusetzen, zumal Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden sind, die Arbeitgeber
im Vergleich zum Antragsteller erleiden, die das tariflich geschuldete Entgelt
zahlen.

Die Beschwerde bleibt damit im vollem Umfange ohne Erfolg.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193a Abs.1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs.1, 2
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Die HÃ¶he des Streitwerts hat das Sozialgericht zutreffend ermittelt; der
entsprechende Betrag wird Ã¼bernommen.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 22.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%201/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%201/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%207/04%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2010/02%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/193a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
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